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Themenüberblick

• soziale Ungleichheit und Demokratie

• Kosten der politischen Teilhabe

• Parteienfinanzierung, insbesondere 
Parteispenden

• Ideensammlung: Wie Geld und Demokratie 
entkoppeln, um eine sozial gerechtere Verteilung 
von politischem Einfluss zu erlangen? →
Verteilungsgerechtigkeit, Neuregulierung von 
Parteispenden und neue Formen der 
Demokratiefinanzierung



Vorstellungsrunde

• Name

• Tätigkeit

• „Zuletzt demokratisch 
betätigt habe ich mich 
bei…“





Kosten für die Staatsbürgerschaft
• Antragsgebühr für Erwachsene: 125,60 €
• Zusicherungsbescheid OÖ: 52 €
• Bundesgebühr: abhängig von der rechtlichen Verleihungsgrundlage 867,40 oder 1115,30 € 
• Landesverwaltungsabgabe: nach Höhe des Gesamteinkommens bis zu 864 €
• Kosten für das Ausscheiden aus dem bisherigen Staatsverband: richten sich nach 

Bestimmungen des jeweils betroffenen Staates
• „hinreichend gesicherter Lebensunterhalt“: Nachweis regelmäßiger Einkünfte ohne

Inanspruchnahme von Sozialhilfeleistungen → Berechnung nach Richtsätzen gemäß § 293
ASVG (= für eine Einzelperson: EUR 1.000,48; für Ehepaare/eingetragene Partner im
gemeinsamen Haushalt: EUR 1.578,36; für jedes Kind zusätzlich: EUR 154,37) → nach (!)
Abzug von Miete, Kreditraten etc.



ungleiche Responsivität

Soziale 
Ungleichheit

ungleiche 
politische 

Beteiligung

Politik orientiert 
sich an sozial 

Bessergestellten

Langzeitstudie, europäischer Vergleich, 
Österreich 2002-2013:
• Politik orientiert sich an den 

Wohlhabenden
• Politische Präferenzen der sozial 

Schlechtergestellten werden nur dann 
erfüllt, wenn sie mit den Präferenzen 
der Bessergestellten übereinstimmen

Quelle: Denise Traber et al. (2021) Social status, political priorities and
unequal representation, in: European Journal of Political Research. 
DOI: 10.1111/1475-6765.12456









1 Euro = 1 Stimme

viele Euro = viele Stimmen

viele Euro = viel Macht

legale Möglichkeiten:

• klassische Parteispenden

• Kauf von 
Medienunternehmen

illegale Möglichkeiten:

• Bestechung (Gesetzeskauf)



Parteispenden bzgl
Großspender/innen

• ökonomisch ungleicher Einfluss auf Politik

• 2012: Großspender/innen→ kurzfristige 
Meldepflichten an Rechnungshof hinsichtlich 
Spenden, die im Einzelfall über 50.000 € betragen.

• neu 2019: Einführung von Obergrenzen →
Einzelpersonen und Unternehmen künftig maximal 
7.500 € pro Jahr an eine Partei

• jährliche Spendenobergrenze pro Partei: 750.000 €







Quelle:  Medien in Oberösterreich: 5 Familien besitzen die wichtigsten Zeitungen 
(neuezeit.at)

https://neuezeit.at/medien-oberoesterreich/


Ideensammlung

• staatliche Parteienförderung mittels 
Democratic Equality Vouchers (DEVs)

• Demokratieförderung durch Nichtwählermalus

• Neuordnung der Parteienspenden

• Sozialquote im Nationalrat

• und…?





Vorbild Slowenien

• Spendenhöhe natürlicher Personen darf pro Jahr 
maximal das Zehnfache des durchschnittlichen 
Monatsgehalts slowenischer Arbeitnehmer*innen 
betragen

• generelles Spendenverbot für Unternehmen 

• Rechnungshof darf bei Parteien 
„Ordnungsmäßigkeitsprüfung“ durchführen

• Sanktionen: vergleichsweise hohe Geldbußen 
sowie temporärer Verlust des Anspruchs auf 
Förderung

Quelle: Eva Pentz, Parteispenden und staatliche Kontrolle Regelungen und Lücken im Bereich der privaten 
Parteienfinanzierung, in: Juridikum 4/2017, S. 432-442. 



Quelle: Addendum  https://www.addendum.org/repraesentation/wer-im-nationalrat-sitzt-lehrer-bauern-und-berufspolitiker/

https://www.addendum.org/repraesentation/wer-im-nationalrat-sitzt-lehrer-bauern-und-berufspolitiker/




Quellenangaben
• staatliche Parteienförderung durch die Wahlberechtigten 

mittels Democratic Equality Vouchers→
Anwendungsbeispiel: Seattle/USA 
www.theguardian.com/us-news/2017/jul/07/democracy-
vouchers-seattle-politics-low-income-homeless Website 
Seattle: www.seattle.gov/democracyvoucher/program-
data/internal-program-reports

• Demokratieförderung durch Nichtwählermalus (siehe 
Tamara Ehs, Krisendemokratie Mandelbaum Verlag 
Krisendemokratie)

• Neuordnung der Parteienspenden oder gänzliches Verbot, 
da staatliche Förderung hoch genug?

• Sozialquote im Nationalrat (siehe Julia Cagé, The Price of
Democracy: Portal für Politikwissenschaft - The Price of 
Democracy. How Money Shapes Politics and What to Do 
about It (pw-portal.de)

http://www.theguardian.com/us-news/2017/jul/07/democracy-vouchers-seattle-politics-low-income-homeless
http://www.seattle.gov/democracyvoucher/program-data/internal-program-reports
https://www.mandelbaum.at/buecher/tamara-ehs/krisendemokratie/
https://www.pw-portal.de/demokratie-gestalten-zum-verhaeltnis-von-repraesentation-und-partizipation/41090-the-price-of-democracy-how-money-shapes-politics-and-what-to-do-about-it-harvard-university-press-2020

